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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Peter Hettlich, Winfried Hermann,
 Dr. Anton Hofreiter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
 – Drucksache 16/1574 –

 Umsetzung des besonderen naturschutzfachlichen Planungsauftrags
 für Fernstraßenprojekte des Bundes

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Eine  wesentliche  Neuerung  des  Bundesverkehrswegeplans  2003  sowie  des
 5.  Fernstraßenausbauänderungsgesetzes  ist  die  Festlegung  eines  besonderen
 naturschutzfachlichen  Planungsauftrags  für  Projekte  in  ökologisch  besonders
 wertvollen  und  sensiblen  Bereichen.  Dafür  hat  sich  die  Bezeichnung  „Ökostern-
 chen“  durchgesetzt.  Der  Ablauf  der  Umsetzung  dieses  Planungsauftrags  sowie
 die Zuständigkeiten sind für die Öffentlichkeit bislang nicht nachvollziehbar.

 1.  Für  welche  Verkehrsprojekte  wird  derzeit  der  besondere  naturschutzfachli-
 che Planungsauftrag abgearbeitet?

 Der  Bedarfsplan  für  die  Bundesfernstraßen  enthält  in  den  Dringlichkeiten  „Vor-
 dringlicher  Bedarf  mit  besonderem  naturschutzfachlichen  Planungsauftrag“
 und  „Weiterer  Bedarf  mit  Planungsrecht  sowie  mit  besonderem  naturschutz-
 fachlichen  Planungsauftrag“  (sog.  Öko-Stern-Maßnahmen)  insgesamt  159  Pro-
 jekte  (Verkehrseinheiten  –  VKE).  Davon  sind  derzeit  132  VKE  im  Stadium  der
 Planung.  Für  diese  Projekte  werden  die  naturschutzfachlichen  Belange  im  Rah-
 men  der  Planung  abgearbeitet.  In  der  anliegenden  Übersicht  sind  Maßnahmen
 dargestellt, die aus mehreren Verkehrseinheiten bestehen können.

 2.  Welche  Ergebnisse  hatten  die  bisherigen  Untersuchungen  im  Rahmen  des
 besonderen  naturschutzfachlichen  Planungsauftrags,  aufgeschlüsselt  nach
 den untersuchten Projekten?

 Bei  Öko-Stern-Maßnahmen  ist  davon  auszugehen,  dass  alle  naturschutzfach-
 lichen  Sachverhalte  durch  die  im  Rahmen  der  Genehmigungsverfahren  durch-
 zuführenden  Umweltverträglichkeitsprüfungen  und  Prüfungen  der  sonstigen
 naturschutzrechtlichen  Zulassungsvoraussetzungen,  insbesondere  auch  einer
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung
 vom 31. Mai 2006  übermittelt.
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FFH-Verträglichkeitsprüfung  (FFH:  Flora-Fauna-Habitat)  ,  mit  dem  Erlangen
 des  Baurechts  rechtlich  umfassend  abgearbeitet  sind.  Gegenüber  der  allgemei-
 nen  Planungspraxis  sind  keine  besonderen  Verfahrensschritte  für  die  Abarbei-
 tung des naturschutzfachlichen Planungsauftrags erforderlich und vorgesehen.

 Derzeit liegen der Bundesregierung noch keine Ergebnisse vor.

 3.  In  welchen  Fällen  wurden  welche  verkehrskonzeptionellen  Alternativen  mit
 welcher eingriffsvermeidenden bzw. -minimierenden Wirkung geprüft?

 Verkehrskonzeptionelle  Alternativen  werden  bei  der  Realisierung  des  Bedarfs-
 plans  für  die  Bundesfernstraßen  nicht  geprüft.  Die  verkehrsträgerübergreifende
 Betrachtung  erfolgt  in  der  Bundesverkehrswegeplanung  und  ist  mit  dem  Be-
 schluss  des  Fünften  Fernstraßenausbauänderungsgesetzes  einschließlich  Be-
 darfsplan abgeschlossen.

 4.  In  welcher  Weise  beabsichtigt  die  Bundesregierung,  den  Deutschen  Bun-
 destag  über  die  Ergebnisse  der  Abarbeitung  des  besonderen  naturschutz-
 fachlichen Planungsauftrags zu informieren?

 Inwieweit  werden  dabei  die  fachliche  Gründe  für  die  Aufhebung  des  Öko-
 sternchens dargestellt?

 Durch  besondere  Kennzeichnung  von  Öko-Stern-Maßnahmen  im  Entwurf  des
 Straßenbauplans  erhält  das  Parlament  entsprechend  der  Begründung  des
 5.  Fernstraßenausbauänderungsgesetzes  rechtzeitig  vor  Verabschiedung  des
 Haushaltsgesetzes  Gelegenheit,  sich  über  die  Abarbeitung  des  „besonderen
 naturschutzfachlichen  Planungsauftrags“  zu  informieren.  Die  Art  und  Weise
 der  Abarbeitung  bzw.  die  Begründung  für  die  Aufhebung  wird  in  einem  zusam-
 menfassenden Bericht dargestellt.

 5.  Welche  Verfahrensschritte  sind  in  welcher  Reihenfolge,  mit  welchen  Zu-
 ständigkeiten  und  welchen  Zustimmungspflichten  für  die  Abarbeitung  des
 besonderen  naturschutzfachlichen  Planungsauftrags  zwischen  dem  Bundes-
 ministerium  für  Verkehr,  Bau-  und  Wohnungswesen  bzw.  Verkehr,  Bau  und
 Stadtentwicklung  und  dem  Bundesministerium  für  Umwelt,  Naturschutz
 und Reaktorsicherheit vereinbart worden?

 In welcher Form erfolgt die Überprüfung von Alternativen?

 Es  sind  keine  besonderen  Verfahrensschritte  zwischen  dem  Bundesministerium
 für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung  und  dem  Bundesministerium  für  Um-
 welt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  (BMU)  erforderlich  (siehe  Antwort  zu
 Frage  2).  Das  BMU  ist  im  Rahmen  der  Ressortbeteiligung  bei  der  Linienbe-
 stimmung  eingebunden.  Die  Prüfung  von  Alternativen  ist  wie  bei  allen  anderen
 Projekten  Gegenstand  der  üblichen  Planungspraxis  (im  Rahmen  der  Umwelt-
 verträglichkeitsprüfung bzw. des FFH-Ausnahmeverfahrens).

 6.  In  welcher  Weise  ist  die  Transparenz  der  Verfahren  und  der  Ergebnisse  für
 die Öffentlichkeit, insbesondere für Betroffene, sichergestellt?

 Ist  eine  Veröffentlichung  der  (Zwischen-)Ergebnisse  der  Abarbeitung  des
 naturschutzfachlichen Planungsauftrags im Internet geplant?

 Die  Öffentlichkeit  wird  nach  dem  Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz  auf
 den  Ebenen  des  Raumordnungsverfahrens  und  des  Zulassungsverfahrens  betei-
 ligt.  Das  Ergebnis  der  Abarbeitung  der  naturschutzfachlichen  Problematik  wird
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mit  der  Veröffentlichung  des  Planfeststellungsbeschlusses  bekannt  gemacht.  In-
 formationen  werden  gemäß  dem  Umweltinformationsgesetz  und  den  Informa-
 tionsfreiheitsgesetz erteilt.

 7.  Inwiefern  ist  eine  zeitlich  gestaffelte  Abarbeitung  der  Ökosternchen  bei
 Projekten  mit  mehreren  Planungsabschnitten  (z.  B.  BAB  14)  vor  dem  Hin-
 tergrund  gerechtfertigt,  dass  der  besondere  naturschutzfachliche  Planungs-
 auftrag für das gesamte Projekt gilt?

 Wie  bewertet  die  Bundesregierung  die  Gefahr,  dass  Planungsabschnitte
 ohne  planungsrechtliche  Sicherheit  des  gesamten  Verkehrsprojekts  umge-
 setzt  werden?

 Wie  bei  jeder  Planung  insbesondere  längerer  Strecken  können  auch  bei  Öko-
 Stern-Maßnahmen  Teilabschnitte  mit  eigener  Verkehrswirksamkeit  zeitlich
 nacheinander  geplant  und  realisiert  werden.  Die  Abarbeitung  der  naturschutz-
 fachlichen  Probleme  erfolgt  dann  für  diese  Teilabschnitte.  Die  Bundesregie-
 rung  sieht  die  Gefahr,  dass  Planungsabschnitte  ohne  planungsrechtliche  Sicher-
 heit des gesamten Projekts umgesetzt werden, als gering an.

 8.  Bleiben  Projekte,  für  die  keine  positive  Abarbeitung  des  naturschutzfachli-
 chen  Planungsauftrags  erreicht  werden  kann,  Teil  des  Bundesverkehrswege-
 plans  und  Fernstraßenausbaugesetzes  oder  ist  beabsichtigt,  diese  Projekte  aus
 dem  Bundesverkehrswegeplan  und  Fernstraßenausbaugesetz  herauszuneh-
 men?

 Die  Herausnahme  von  Maßnahmen  aus  dem  Bedarfsplan  für  die  Bundesfern-
 straßen  erfordert  die  Änderung  des  Fernstraßenausbaugesetzes  und  bleibt  dem
 Gesetzgeber vorbehalten.

 9.  In  welcher  Weise  werden  die  fachlichen  Ergebnisse  aus  der  Abarbeitung
 des  naturschutzfachlichen  Planungsauftrags  in  den  gleichzeitig  ablaufenden
 sowie  sich  anschließenden  Planungsschritten  berücksichtigt  und  den  Betei-
 ligten zur Verfügung gestellt?

 Welche  Auswirkungen  in  Bezug  auf  Planungsqualität  und  Dauer  der  Pla-
 nungsverfahren werden erwartet?

 Die  Ergebnisse  aus  vorhergehenden  Planungsschritten  werden  wie  bei  jeder
 sachgerechten  Straßenplanung  in  den  nachfolgenden  Stufen  berücksichtigt.
 Hinsichtlich  der  Beteiligung  Dritter  wird  auf  die  Antwort  zu  Frage  6  verwiesen.
 Zeitliche  Verzögerungen  oder  eine  Veränderung  der  Planungsqualität  werden
 nicht erwartet.
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In Planung befindliche Projekte naturschutzfachlichem Planungsauftrag (VB*, WÖ*)
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